Aus der BVV
Tauziehen um das Außenbecken Seydlitzbad

Viele Jahre mühen sich Bürgerinnen und Bürger, die Betroffenenvertretung in der Lehrterstraße, Bezirksverordnete und Bezirksamt  bereits um ein neues Sommerbad für Moabit, seit das alte im Poststadion aus Sanierungsgründen geschlossen wurde. Als Wahlversprechen stand ein neues Sommerbad in manchem zurückliegendem Wahlkampf in den Programmen der Parteien. Verschiedene Projekte wurden erwogen und wieder verworfen. Nun gibt es eine reale Chance, denn das Geld für den Bau eines Außenbeckens steht aus Fördergeldern bereit. Auch die Forderung der Berliner Bäderbetriebe (BBB) an den Bezirk, eine jährliche Risikobürgschaft in Höhe von 20.000 Euro für den Betrieb vorzuhalten, hat die BVV in den Haushalt eingestellt. Trotzdem wurde eine Entscheidung vom Aufsichtsrat der Bäderbetriebe immer wieder hinausgeschoben. Und dann im Januar die bittere Botschaft aus der letzten Aufsichtsratssitzung der BBB per Mail, Sportsenator Henkel (CDU) wolle den Bau des  Außenbeckens für das Seydlitzbad nicht unterstützen. Diese unliebsame Indiskretion wurde zwar schnell durch Staatssekretär Statzkowski (CDU) dementiert, aber die Nachricht hat nicht nur uns hellhörig gemacht. Welche Gründe sind nach Kenntnis des Bezirksamtes ursächlich dafür, dass der Senator für Sport, Herr Henkel den Bau des Außenbeckens nicht zu unterstützen gedenkt und wie bewertet es die ablehnende Haltung auch angesichts der Versprechungen von CDU und SPD im bezirklichen Wahlkampf? Diese Dringlichkeitsanfrage der LINKEN brachte den Fraktionsvorsitzenden der CDU sichtlich in Rage. Seine Verteidigungsrede für seinen Senator war zwar wortreich aber wenig überzeugend. Petra Schrader, sportpolitische Sprecherin der Linksfraktion, stellte deshalb die entscheidende Nachfrage:  steht die CDU noch zum Außenbecken oder nicht? Der Fraktionsvorsitzende der CDU rang sich zwar ein Ja ab, aber welche Chancen es tatsächlich noch gibt, nachdem das Thema von der Tagesordnung der nächsten Aufsichtsratssitzung der Bäderbetriebe genommen wurde, ist schwer zu beurteilen. Senator Henkel muss Farbe bekennen  und kann sich nicht hinter einem anonymen Aufsichtsratsbeschluss verstecken. Immerhin ist auch 2013 ein Wahljahr und die Bürger haben ein Recht darauf zu erfahren, wie Politiker mit ihren Wahlversprechen umgehen.
